
Resolution der BUND-Landesdelegiertenversammlung 2022 

Agrarwende anpacken statt aufschieben! 

Der BUND setzt sich für den Schutz und somit auch die Würde und Unversehrtheit des Menschen 

sowie der natürlichen Lebensgrundlagen von Menschen, Tieren und Pflanzen ein. Der Ukraine-Krieg 

und viele weitere militärische Konflikte auf der Welt sind in ihren Folgen unsäglich leidvoll für die 

Betroffenen und zerstörerisch für Natur und Umwelt und werden deshalb von den Delegierten aufs 

Schärfste verurteilt. Der Krieg in der Ukraine und die durch ihn erwarteten Ernteausfälle 

insbesondere bei Getreide verschärfen den Hunger im Globalen Süden. Die Angst vor den Folgen des 

Krieges nutzen rückwärtsgewandte Interessensgruppen und Politiker*innen aus, um 

Errungenschaften der Agrarwende auszusetzen, um auch auf der Natur vorbehaltenen Flächen 

wieder intensive Landwirtschaft betreiben zu können. 

Die Delegierten des BUND Baden-Württemberg fordern sowohl von der Bundes- als auch von der 

Landesregierung sowie von den Kommunen: 

• Die Ziele des baden-württembergischen Biodiversitätsstärkungsgesetzes, wie 

o den Ausbau des Anteils der ökologischen Landwirtschaft auf 30 bis 40 Prozent bis zum Jahr 

2030,  

o die Reduktion der Menge chemisch-synthetischer Pflanzenschutzmittel um 40 bis 50 Prozent 

bis 2030,  

o die Umsetzung des Verbots von Pestiziden in Naturschutzgebieten  

o die Schaffung von Refugialflächen auf 10 Prozent der landwirtschaftlichen Flächen  

o den Aufbau eines Landesweiten Biotopverbunds auf 15 Prozent der Landesfläche bis 2030  

auf allen politischen Ebenen engagiert umzusetzen und ehrgeizig weiterzuentwickeln.  

• Bäuerliche Betriebe bei der Reduktion von Tierbeständen finanziell zu unterstützen und die 

Nachfrage nach tierischen Lebensmitteln zu senken, beispielsweise durch Änderungen im 

Beschaffungsrecht, denn mehr als 60 Prozent der deutschen Getreideernte werden als 

Tierfutter genutzt. 

• Den Einsatz von mineralischem Stickstoffdünger zu verringern. 

• Die zwingende Beimischung von Biokraftstoffen auszusetzen und das längst überfällige 

Tempolimit sofort durchzusetzen. Lebensmittel müssen auf den Teller, nicht in den Tank! 

• Es werden keine weiteren Ackerflächen für Baugebiete zur Verfügung gestellt. Die Kommunen 

werden aufgefordert, die Umnutzung von Wiesen und Äckern für die weitere Industrialisierung 

zu stoppen. 

Die Auswirkungen des Kriegs sind global. In Europa wächst die Sorge vor der Ausweitung des 

Konflikts. Zudem bekommen wir unsere Abhängigkeit von russischen Rohstoffen zu spüren. Diese 

Situation führt uns vor Augen, wie krisenanfällig unsere globalen Märkte sind. Dadurch drohen 

Millionen Menschen im Globalen Süden humanitäre Krisen und Hunger. Gerade deshalb müssen wir 

jetzt die Weichen stellen, für ein nachhaltiges und stabiles Ernährungssystem. 

Rückschritte etwa beim Ausbau des Ökolandbaus oder der Pestizidreduktion können wir uns nicht 
leisten. Natur- und Klimaschutz sind keine Luxusthemen, sondern unabdingbare Grundlage 
menschlichen Lebens.         
 
Bad Boll, 01. Mai 2022 


